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Bundesrat Antrag

23.04.2013 - Der Bundesrat bittet die Bundesregierung kurzfristig einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die. Steuermehreinnahmen infolge der kalten Progression durch gezielte Tarifsenkungen noch in dieser Legislaturperiode an die BÃ¼rgerinnen und BÃ¼rger zurÃ¼ckzugeben. BegrÃ¼ndung: Bundestag und Bundesrat ... 
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Bundesrat



Drucksache



304/13



23.04.13



Antrag des Landes Hessen



Entschließung Progression



des



Bundesrates



Der Hessische Ministerpräsident



zum



Abbau



der



kalten



Wiesbaden, den 22. April 2013



An den Präsidenten des Bundesrates Herrn Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann



Sehr geehrter Herr Präsident, die Hessische Landesregierung hat beschlossen, dem Bundesrat die anliegende Entschließung zum Abbau der kalten Progression mit dem Antrag zuzuleiten, die Entschließung zu fassen. Ich bitte Sie, die Vorlage gemäß § 36 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Bundesrates in die Tagesordnung der Plenarsitzung am 3. Mai 2013 aufzunehmen.



Mit freundlichen Grüßen Volker Bouffier



Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de ISSN 0720-2946



Drucksache 304/13



Entschließung des Bundesrates zum Abbau der kalten Progression Der Bundesrat möge beschließen: Der Bundesrat bittet die Bundesregierung kurzfristig einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die Steuermehreinnahmen infolge der kalten Progression durch gezielte Tarifsenkungen noch in dieser Legislaturperiode an die Bürgerinnen und Bürger zurückzugeben.



Begründung: Bundestag und Bundesrat haben der Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zum Gesetz zum Abbau der kalten Progression (BT-Drs. 17/11842) zugestimmt und die verfassungsrechtlich gebotene Anhebung des steuerlichen Grundfreibetrags in zwei Schritten in den Jahren 2013 und 2014 umgesetzt. Eine weitergehende Anpassung des Tarifverlaufs im Bereich der Progressionszonen, wie sie im Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Abbau der kalten Progression (BR-Drs. 847/11) vorgesehen war, erfolgte nicht. Damit ist das Problem der kalten Progression nach wie vor aktuell. Der Staat kassiert jährlich von seinen Bürgerinnen und Bürgern Steuern auf nominale Einkommenszuwächse, die aufgrund inflationärer Entwicklungen real nicht zur Verfügung stehen. Dies ist leistungsfeindlich und ungerecht. Das Bundesfinanzministerium und der Sachverständigenrat der Bundesregierung gehen von Steuermehreinnahmen infolge der kalten Progression von etwa 3 Milliarden Euro pro Jahr aus. Der Staat sollte aber die Bürgerinnen und Bürger vor inflationsbedingten Steuererhöhungen schützen. Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung Berlin (DIW) empfiehlt in seinem aktuellen Wochenbericht (Nr. 16.2013) die Auswirkungen der kalten Progression zu beseitigen. Die mittelfristig zunehmenden Überschüsse in den öffentlichen Haushalten – für 2017 werden knapp 28 Milliarden Euro prognostiziert – bieten ausreichend Spielraum, um einen gerechten Tarifverlauf bei der Einkommensteuer herzustellen. Wenn Bund und Länder an einem Strang ziehen, kann die kalte Progression im Einklang mit der Haushaltskonsolidierung und der Einhaltung der Schuldenbremse merklich vermindert werden. Die Vermeidung heimlicher Steuererhöhungen muss endlich Bestandteil einer leistungsgerechten und wachstumsfreundlichen Steuerpolitik werden.
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Bundesrat Antrag 

10.09.2013 - durchschnittlichen Sparer und gefÃ¤hrdet die private Altersvorsorge. Drucksache ... WÃ¼rde die Private Krankenversicherung (PKV) zu Guns-.
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Bundesrat Antrag 

10.09.2013 - einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die Steuermehreinnahmen infolge der kalten. Progression durch gezielte Tarifsenkungen an die ...
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Bundesrat Antrag - Bundestag DIP 

23.04.2013 - grund inflationÃ¤rer Entwicklungen real nicht zur VerfÃ¼gung stehen. Dies ist leistungsfeindlich und ungerecht. Das Bundesfinanzministerium und ...
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Bundesrat Antrag - Bundestag DIP 

23.04.2013 - Bundestag und Bundesrat haben der Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zum. Gesetz zum Abbau der kalten Progression ...
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Antrag 

Die sÃ¤chsische Arbeitsschutzverwaltung kontrolliert branchenÃ¼bergreifend die betriebliche. Umsetzung staatlicher Rechtsvorschriften. Die Kontrolle bezieht sich ... die Mitarbeiter der BehÃ¶rden zu einem umfassenden und prÃ¤ventiven Gesundheitsschut
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Antrag 

06.12.2017 - Christiane Schneider, Heike Sudmann, Mehmet Yildiz (DIE LINKE). Betr.: Abschaffung des Paragrafen 219a! Vor dem Amtsgericht GieÃŸen wurde am 24.11.17 gegen eine Allgemeinmedizinerin verhandelt, die auf ihrer Praxishomepage anbietet, Info










 


[image: alt]





Bundesrat Unterrichtung 

20.03.2014 - 12 sind die wichtigsten EU-Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet. ..... Parlaments und des Rates vom 12. August 2013 zur Ã„nderung der.
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Bundesrat Unterrichtung 

10.04.2014 - ... Daten ein Grundrecht, das in Artikel 8 der Charta .... Angesichts ihrer Vielfalt fÃ¤llt es Verbrauchern, Patienten und AngehÃ¶rigen der.
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Bundesrat Unterrichtung 

20.03.2014 - Sie bleibt weiterhin offen fÃ¼r die Anliegen der. Ã–ffentlichkeit in .... Polen. 3 962. 38 250. Portugal. 13 964. 16 500. RumÃ¤nien. 3 176. 24 750.
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Beschluss Bundesrat 

21.09.2012 - Zweites Gesetz zur Ã„nderung arzneimittelrechtlicher und anderer. Vorschriften. Der Bundesrat hat in seiner 900. Sitzung am 21. September ...
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Bundesrat Beschluss 

05.07.2013 - Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de. ISSN 0720-2946. Beschluss des Bundesrates. Drittes Gesetz ...
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15 - Bundesrat 

28.05.2015 - Absatz 3 regelt die einzelnen Speicherpflichten fÃ¼r Erbringer Ã¶ffentlich zugÃ¤nglicher Inter- netzugÃ¤ngen. Eine Speicherung der im Internet aufgerufenen Adressen (so genannte. URL [Uniform Resource Locator]) findet nicht statt. Es wir
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15 - Bundesrat 

29.05.2015 - richtet werden, oder ein Beschluss zur Aufhebung eines solchen. Beschlusses nach Artikel 21 Absatz 5 des Luftverkehrsabkom- mens in der durch das Protokoll geÃ¤nderten Fassung wird vom. Rat im Namen der EuropÃ¤ischen Union und der Mitgli
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Antrag 

Name, Vorname. StraÃŸe, Haus-Nr. PLZ, Ort. 2. Abbrennen. Ã–rtlichkeit: Ein aktueller Lageplan ist dem Antrag beizulegen. Zeitraum: Tag/Datum. Uhrzeit (von-bis).
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Antrag 

Stadt Isny im AllgÃ¤u auf Erteilung einer Genehmigung fÃ¼r. Fachbereich III. Bauen, Immobilien und Wirtschaft. Errichtung. Grabmal. Dagmar Durach. Versetzung.
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Antrag 

22.11.2017 - GeschÃ¤fte bis 14 Uhr beeintrÃ¤chtigt. Auch Menschen, die im Einzelhandel arbeiten, haben, insbesondere nach dem anstrengen WeihnachtsgeschÃ¤ft, einen Anspruch, in. Ruhe ihre Familienfeier zu organisieren und gemeinsam mit ihren Familien
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Antrag 

25.08.2015 - sind, diese Aufgabe im Sinne einer humanen Flüchtlingspolitik zu meistern. Es ist eine ge- samtgesellschaftliche humanitäre Verpflichtung von ...
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Antrag 

13.04.2016 - Dr. Alexander Wolf, Detlef Ehlebracht, Andrea Oelschlaeger, Dr. Joachim KÃ¶rner. (AfD). Betr.: Keine extremistischen Bands und Hass-Musiker ...
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Antrag 

Der Antrag ist mindestens 14 Tage im Voraus zu stellen. FÃ¼r die Erteilung einer Erlaubnis zum Anbringen von. WerbeplakattrÃ¤gern. Banner. Antragsteller: Name ...
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Antrag 

Stadtverwaltung Isny. Fachbereich II. -Ordnungsverwaltung-. WassertorstraÃŸe 1-3. 88316 Isny im AllgÃ¤u. Antragsteller. Name, Vorname. Firma, Verein, Institution.
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Antrag 

19.03.2012 - der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Martin Runge,. Ulrike Gote, Ludwig Hartmann, Renate Ackermann,. Dr. Sepp DÃ¼rr, Anne Franke, Thomas Gehring, Eike. Hallitzky, Christine Kamm, Dr. Christian Magerl, Tho- mas MÃ¼tze, Maria Scharfenberg
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Bundesrat Unterrichtung 

22.07.2014 - (abgesehen von Fragen der Barrierefreiheit) mit Blick auf Menschen mit Behinderungen Ihrer ..... zuständigen Behörden erhielten eine Liste sicherheitsrelevanter ..... Das älteste auf der EU-Ebene noch geltende Dokument mit ...
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Bundesrat Beschluss 

22.04.2016 - des Bundesrates. EntschlieÃŸung des Bundesrates zur Anpassung des Rechts- rahmens an das Zeitalter der Digitalisierung im Telekommu-.
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15 - Bundesrat 

01.05.2015 - Im neuen Absatz 8 wird das Wort â€žSchiffâ€œ durch das Wort â€žWasserfahrzeugâ€œ ersetzt. Artikel 2. Dieses Gesetz tritt am Tag nach der VerkÃ¼ndung in Kraft. ... 0,6. 2,7. 1,6. 0,5. 2,1. Summe*:. 32,6. 11,9. 47,2. 125,3. 34,4. 159,7. *D
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